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A. Problem 

Ziel des Verordnungsvorschlages (Anlage 1) ist es, die luftver- 
kehrsrechtliche Haftungssituation zugunsten der Passagiere spür- 
bar zu verbessern. Zu diesem Zweck schlägt die Koimiüssion vor, 
auf der Grundlage des luftverkehrsrechthchen „Warschauer Ab- 
kommenssystems" für die Luftfahrtuntemehmen der Gemein- 
schaft eine vermutete, der Höhe nach unbegrenzte Verschuldens- 
haftung mit einer parallel wirkenden, von einem Verschulden un- 
abhängigen Haftung mit einer Höchstgrenze von 100 000 Ecu ein- 
zuführen. Zusätzhch sind eine auf 50000 Ecu festgelegte „Voraus- 
zahlung", die von eiiier Haftung unabhängig ist, jedoch auf mög- 
hchen Schadensersatz verrechnet werden soU, sowie ein zusätz- 
hcher Kläger-Gerichtsstand im Mitghedstaat des Wohnsitzes oder 
Aufenthaltsortes des Fluggastes vorgesehen. 

Der Kommissionsvorschlag konkurriert mit globalen Aktivitäten: 
Derzeit wird auf internationaler Ebene bei der International Civil 
Aviation Organization (ICAO) und bei der Intemationcil Air Trans- 
port Association (lATA) die Fortschreibung des luftverkehrsrecht- 
hchen Haftungssystems ausgiebig diskutiert. Es zeichnet sich ab, 
daß dort Fortschritte zur Verbesserung erzielt werden. Weiterhin 
ist problematisch, daß der Anwendungsbereich der Verordnung 
nur Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft umfaßt, rmd daß es 
den Mitgüedstaaten nicht erlaubt ist, für die Ersatzberechtigten 
günstigere nationale Regelungen zu treffen. 
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B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, nach der sich die 

Bundesregienmg dafür einsetzen soll, daß 

- vor dem Hintergrund der laufenden Arbeiten zur Verbesse- 
rung der Haftung im internationalen Luftverkehr ein gewisser 
„Interims-Charakter" der Verordnung klargestellt werden 
sollte, 

- die Verordnung zur „Minimum-Regelung" erklärt werden 
sollte, um den Mitgüedstaaten zu ermöglichen, abweichende, 
den Passagier mehr schützende Regelungen beizubehalten 
oder einführen zu können, auch im Verhältnis zu Luftfahrtun- 
temehmen aus Drittstaaten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschüeßen: 

1 . Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den weiteren Bera- 
tungen über den Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates 
über die Haftung von Luftfahrtuntemehmen bei Unfällen fol- 
gende Verhandlungsziele zu verfolgen: 

- Vor dem Hintergrund der laufenden Arbeiten zur Verbesse- 
rung der Haftung im internationalen Luftverkehr - insbeson- 
dere innerhalb der International Civil Aviation Organization 
(ICAO) - soUte ein gewisser „Interims-Charakter" der Ver- 
ordnung klargestellt werden, und zwar sowohl nüt Konse- 
quenzen für zukünftige internationale Änderungsüberle- 
gungen in diesem Haftungsbereich als auch in bezug auf 
eine möghchst große Handlungsfreiheit der Mitgliedstaaten 
auf internationaler Ebene, ohne daß jedoch dadurch die 
Pflicht zu gemeinschaftskonformem Verhalten tangiert wer- 
den darf. 

- Die Verordnung sollte zur „ Minimum-Regelung" erklärt wer- 
den, um den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, abweichende, 
den Passagier mehr schützende Regelungen beizubehalten 
oder einführen zu können, auch im Verhältnis zu Luftfahrt- 
untemehmen aus Drittstaaten. 

2. Im übrigen nimmt der Deutsche Bundestag den Verordnungs- 
entwurf in der aktuellen Fassung (Anlage 2) zustimmend zur 
Kenntnis. 


Bonn, den 4. Dezember 1996 


Der Rechtsausschuß 


Horst Eylmann 

Vorsitzender 


Franz Peter Basten 

Berichterstatter 


Dr. Eckhart Pick 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Franz Peter Basten und Dr. Eckhart Pick 


Der Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates 
über die Haftung von Luftfahrtuntemehmen bei 
Unfällen wurde mit Drucksache 13/4514, Nr. 2.7 vom 
25. Juni 1996 zur federführenden Beratung an den 
Rechtsausschuß und zur Mitberatung an den Aus- 
schuß für Verkehr, an den Ausschuß für Fremdenver- 
kehr imd Tourismus sowie an den Ausschuß für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union überwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
und der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union haben die Vorlage jeweils zur Kennt- 
nis genommen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Richtlinienvor- 
schlag in seiner 39. Sitzung vom 16. Oktober 1996 be- 
raten und dem federführenden Rechtsausschuß ein- 
stimmig empfohlen, dem Plenum die Annahme des 
nachstehenden Entschließungsantrags vorzuschla- 
gen: 

Der Ausschuß für Verkehr fordert die Bundesregie- 
rung auf, bei den künftigen Gesprächen und Ver- 
handlungen die Berücksichtigung folgender For- 
derungen zu erreichen: 

Auch Unternehmen aus Drittstaaten müssen in die 
verbesserte Haftungsregelung einbezogen wer- 
den, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. 

Die rechtliche Unklarheit, ob die Gemeinschaft 
eine solche Maßnahme vor dem Hintergrund der 
völkervertragsrechtlichen Pflichten ihrer Mitglied- 
staaten als Mitgheder des „Warschauer Abkom- 
menssystems" ergreifen sollte, müssen durch recht- 
liche Klarstellungen ausgeräumt werden. 

Die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Verhand- 
lung und Entscheidung der aktuell anstehenden 


Fortschreibung des „Warschauer Haftungssystems" 
auf internationaler Ebene (ICAO) muß erhalten 
bleiben. 

Die Auswirkung auf den freiwilligen Beitritt der 
Carrier zum lATA- Agreement muß geklärt werden. 

Materielle Vorbehalte des Vorschlags (z. B. haf- 
tungsunabhängige Vorauszahlung und weiterer 
Gerichtsstand) sind zusätzlich zu klären. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 66. Sit- 
zung vom 4. Dezember 1996 beraten. Der Ausschuß 
hat einstimmig beschlossen, dem Deutschen Bundes- 
tag zu empfehlen, die in der Beschlußempfehlung 
wiedergegebene Entschließung anzunehmen. 

Bei den Beratungen im Rechtsausschuß wurde be- 
tont, daß der Verordnungsentwurf sowohl auf eine 
deutliche Verbesserung der Haftungssituation der 
unmittelbar Betroffenen als auch der Angehörigen, 
die entsprechende Ersatzansprüche geltend machen 
könnten, ziele. Die Forderungen, die der Ausschuß 
für Verkehr aufgestellt habe, hätten sich im Laufe 
der Verhandlungen weitgehend erledigt. Offen ge- 
blieben sei einmal der Wunsch, daß bei den weiteren 
Beratungen klargestellt werden müsse, daß die Ver- 
ordnung im Hinblick auf Regelungen und Bestrebun- 
gen im internationalen Bereich nur Interims-Charak- 
ter haben könne. Zum zweiten müsse die Bundesre- 
gierung darauf hinwirken, daß die Verordnung zur 
Minimalregelung erklärt werde, um den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit zu geben, für Passagiere 
günstigere Regelungen einzuführen, auch im Ver- 
hältnis zu Luftfahrtuntemehmen aus Drittstaaten. In 
diesem Sinne hat der Rechtsausschuß dem Plenum 
vorgeschlagen, die aus der Beschlußempfehlung er- 
sichtliche Entschließung anzunehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1996 


Franz Peter Basten 

Berichterstatter 


Dr. Eckhart Pick 
Berichterstatter 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7123 


Anlage 1 


KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 20. 12. 1995 
KOM(95) 724 endg. 
95/0359 (SYN) 


Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die Haftung von Luftfahrtunternehmen 
bei Unfällen 

(von der Komnüssion vorgelegt) 


Begründung 


A. Hintergrund 

1. Die Haftung von Luftfahrtuntemehmen bei 
Unfällen im internationalen Luftverkehr ist im 
wesentiichen durch das Warschauer Abkommen 
(WA) zur Vereinheitlichung von Regeln über die 
Beförderung im internationalen Luftverkehr von 
1929 - zu den Vertragsparteien dieses Abkom- 
mens zählen sämüiche Mitgüedstaaten, nicht je- 
doch die Gemeinschaft - sowie durch einige wei- 
tere Instrumente geregelt, die im allgemeinen als 
Warschauer System^) (WS) bezeichnet werden. 
Das WA wurde von allen am internationalen Luft- 
verkehr Beteüigten geschaffen, um ein weltweit 
gültiges System von Normen und Vorschriften 
für die Beförderung von Personen im Luftverkehr 
festzulegen und gleichzeitig die Kosten der Luft- 
fahrtuntemehmen zu begrenzen. Zu diesen Vor- 
schriften gehören auch gemeinsame Bestimmun- 
gen im Hinbück auf die Haftung bei Unfällen, 
Gepäckverlust und Verspätungen. Es enthält 
u. a. die gmndlegende Bestimmung, daß das 
Luftfahrtuntemehmen den Schaden zu ersetzen 
hat (Artikel 17), die Haftung jedoch im allge- 


Neben dem ursprünglichen Warschauer Abkommen (WA) 
zählen zu den anderen Instrumenten das Haager Protokoll 
von 1955 und das Guadalajara- Abkommen von 1961. Weite- 
re, zwar zu dem System gehörende, aber noch nicht von einer 
hinreichenden Anzahl von Staaten ratifizierte und folglich 
noch nicht in Kraft getretene Instrumente sind das Guatema- 
la-Abkommen von 1971 und die vier 1975 in Montreal imter- 
zeichneten Protokolle. Die Montrealer Zwischenvereinba- 
rung (MZV) von 1966 verdient ebenfalls Erwähnung; es han- 
delt sich um eine „freiwillige“ Vereinbarung von Fluggesell- 
schaften, gewisse Bestimmungen in ihre Beförderungsverträ- 
ge aufzunehmen. 


meinen auf einen Höchstbetrag von ungefähr 
US$ 10 000 beschränkt ist (Artikel 22). Allerdings 
kann durch eine gesonderte Vereinbamng zwi- 
schen dem Reisenden und dem Luftfahrtunter- 
nehmen eine höhere Haftungsgrenze festgelegt 
werden (Artikel 22 Absatz 1). Das Luftfahrtunter- 
nehmen hat die Mögüchkeit, sämtüche gemäß 
dem Abkommen geltend gemachten Ansprüche 
zurückzuweisen, wenn es nachweisen kann, daß 
es alle erf orderüchen Maßnahmen zur Verhütung 
des Schadens getroffen hat; in einem derartigen 
Fall tritt keine Haftung ein (Artikel 20 Absatz 1). 
Dcurüber hinaus kann das Luftfahrtuntemehmen 
ganz oder teilweise von der Haftung befreit wer- 
den, wenn es ein eigenes Verschulden der ge- 
schädigten Person nachweisen kann (Artikel 21). 
Artikel 25 legt schüeßüch fest, daß ein Luftfahrt- 
untemehmen keine Haftungsgrenzen oder Haf- 
tungsausschlußklauseln in Anspmch nehmen 
kann, wenn das Unternehmen selbst oder seine 
Leute vorsätzüch oder (grob) fahrlässig gehan- 
delt haben. 

2. Das WS hat insofern allgemeine Anerkennung 
gefunden, als es sich um einen praktikablen Ver- 
such handelt, mögüche Konflikte aufgmnd unter- 
schiedücher Gesetze bzw. Gerichtsstände mit 
Hilfe eines einheitüchen länderübergreifenden 
Gesetzes zu verhindern oder wenigstens zu ver- 
ringern. Allerdings besteht mittlerweüe allge- 
mein Übereinstimmung darüber, daß das WS sei- 
nen wirtschaftüchen Zielen nicht mehr gerecht 
wird. Kurz gesagt sind durch das WS festgeleg- 
ten Haftungsgrenzen nach heutigen Geldwert- 
standards und der derzeitigen Lage auf dem 
Luftfahrtmarkt zu niedrig. 
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3. Im Laufe der Jahre sind innerhalb dieses Rah- 
mens verschiedene Versuche unternommen wor- 
den, diese Grenzen zu erhöhen, der Erfolg bheb 
ihnen jedoch verwehrt, da die Zahl der Ratifizie- 
rungen nie ausreichend war, um eine derartige 
Änderung des Abkommens durchzusetzen. Dem 
WS mangelt es an einem automatischen Anpas- 
simgsmechanismus, mit dem die Inflation imd 
die Entwicklimg der Realeinkommen berück- 
sichtigt werden könnten. 

4. Die einzige Möghchkeit für Opfer oder deren 
nächste Angehörige, eine Entschädigimg zu 
erhalten, die über die Haftungsgrenzen des 
WA hinausgeht, besteht gegenwärtig darin, ein 
vorsätzhches oder (grob) fahrlässiges Verhalten 
des Luftfahrtimtemehmens nachzuweisen. Diese 
Verpflichtung, vorsätzliches oder (grob) fahrläs- 
siges Verhalten nachzuweisen, um die gelten- 
den Haftungsgrenzen zu überwinden, führt zu 
Rechtsstreitigkeiten, die sowohl für die An- 
spruchsteller als auch für die Unternehmen lang- 
wierig und kostspiehg sind, wobei die Luftfahrt- 
untemehmen im allgemeinen die Kosten dieses 
komplizierten Systems zu tragen haben. Dies 
läuft den allgemeinen Interessen der Luftver- 
kehrspohtik zuwider. 

5. Jedoch auch außerhalb des vom WS vorgegebe- 
nen Rahmens wurden Versuche unternommen, 
die Haftungsgrenzen zu aktualisieren. 1966 wur- 
de das WA durch eine „freiwiUige" Vereinbarung 
ergänzt, der sich alle Luftfahrtuntemehmen un- 
terwerfen mußten, die Flüge in die, aus den und 
mit Zwischenlandung in den USA dmchführen. 
Durch diese sogenannte Montrealer Vereinba- 
rung (auch „MZV" genannt) wurde die Haf- 
tungsgrenze bei Verletzimgen oder Todesfällen 
von Fluggästen auf 75 000 US$ angehoben. Dar- 
über hinaus wurde ein anderes wichtiges Ele- 
ment eingefügt: Die Luftfahrtuntemehmen ver- 
zichteten auf die Möghchkeit des Haftungsaus- 
schlusses nach Artikel 20 Absatz 1 WA, wodurch 
sich eine verschuldensunabhängige Haftung er- 
gab. Am 20. November 1992 vereinbarten japani- 
sche Luftfahrtuntemehmen durch eine Sonder- 
vereinbamng, die in die Beförderungs- und Tarif- 
bestimmungen aufgenommen wmde, einen Ver- 
zicht auf alle im internationalen Luftverkehr gel- 
tenden Haftimgsgrenzen und legten eine ver- 
schuldensimabhängige Haftimg bei Fordemn- 
gen bis zu 100 000 SZR (etwa 119 600 ECU) 
fest. Im Vereinigten Königreich ist nunmehr 
durch die Verordnung über die Erteilung von 
Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtuntemeh- 
men (Licensing of Air Carriers Regulation 1992 
SI 1992/2992) vorgeschrieben, daß ein Luftfahrt- 
imtemehmen, welches eine gültige Betriebs- 
genehmigimg der UK Civil Aviation Authority 
besitzt, mit Fluggästen, die gegen Entgelt beför- 
dert werden, eine Sondervereinbarung über 
100 000 SZR schheßen muß. Auch sollte ange- 
merkt werden, daß Itahen per Gesetz 274 vom 
7. Juh 1988 alle itahenische Flughäfen anfUegen- 
den Luftfahrtuntemehmen dazu verpflichtet, 
eine Sondervereinbarung über 100 000 SZR zu 


schließen. In jüngster Zeit haben die meisten eu- 
ropäischen Staaten auf Inlandstrecken und - für 
ihre nationalen Luftfahrtimtemehmen - auch auf 
internationalen Strecken Haftungsgrenzen ein- 
geführt, die über die Werte des Haager Protokolls 
hinausgehen (s. Anhang I). 

B. Gemeinschaftsmaßnahmen 

6. Mit dem sogenannten „dritten Luftverkehrs- 
paket" wurde ein Luftverkehrsbinnenmarkt ge- 
schaffen, auf dem die Vorschriften über die 
Erbringung von Luftverkehrsdiensten - sowohl 
auf nationalen als auch auf internationalen 
Strecken - weitgehend harmonisiert sind. Die 
Bestimmungen über die Haftung von Luftfahrt- 
imtemehmen bei Schäden, die dadurch entste- 
hen, daß ein Fluggast getötet oder verletzt wird, 
sind ein wesentiicher Bestandteil der allgemei- 
nen Beförderungsbedingimgen im Rahmen eines 
Befördenmgsvertrags zwischen Fluggast und 
Unternehmen. Nach Artikel 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2407/92 des Rates, die Teil des „drit- 
ten Pakets" ist, müssen Luftfahrtuntemehmen 
gegen die im Rahmen ihrer Haftpflicht zu erset- 
zenden Schäden durch Unfälle versichert sein. 
Die Verordnung enthält jedoch keinerlei Bestim- 
mungen darüber, wie dieser Verpflichtung nach- 
zukommen ist. Wie oben ausgeführt, haben die 
Mitghedstaaten unterschiedhche Maßnahmen 
zur Heraufsetzung der „Warschauer" Haftungs- 
grenzen getroffen und in einigen Fällen sogar die 
Art der Haftung verändert, wodurch sich unter- 
schiedliche Befördemngsbedingungen ergeben. 
Des weiteren bestehen immer noch Unterschiede 
zwischen nationalen und internationalen Flügen. 
Aus diesen Gründen besteht keinerlei Zweifel 
daran, daß eine Zersphttemng des bereits reah- 
sierten Luftverkehrsbinnenmarktes zu befürch- 
ten ist. 

7. Einer der wichtigsten Aspekte aller Verkehrsträ- 
ger - und somit auch des Luftverkehrs - ist die 
Sicherheit und Quahtät der angebotenen Dienst- 
leistungen. Die eindeutige Beziehung zwischen 
Sicherheit und Haftung kann nicht geleugnet 
werden. Die niedrigen Haftungsgrenzen des WA 
dienten ursprünghch dazu, einen noch jungen 
Wirtschaftszweig zu schützen, dessen Risiken 
weitgehend unbekannt waren und somit als hoch 
angesehen wurden. Unter diesen Voraussetzun- 
gen sollte das finanzielle Risiko von Luftfahrtun- 
temehmen möghchst gering gehalten werden - 
auch wenn dies zu Lasten der Fluggäste ging. 
Heutzutage stellt sich die Situation vöUig anders 
dar: Der Luftverkehr wird als einer der sichersten 
Verkehrsträger angesehen. Dieses Bild einer 
sicheren und quahtativ hochwertigen Dienstlei- 
stung stimmt jedoch nicht mit einem System 
überein, in dem das Hauptrisiko dem Fluggast 
zukommt, was sich in den geringen Entschädi- 
gungen bei Verletzungen oder im Todesfall zeigt. 
Dadurch, daß ein vorsätzhches oder (grob) fahr- 
lässiges Verhalten des Luftfahrtuntemehmens 
nachgewiesen werden muß, wenn eine annehm- 
bare Entschädigungsleistung erreicht werden 
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soll, wird das Image des Luftverkehrs als sicher- 
ster Verkehrsträger häufig stark beschädigt. Ziel 
der EG-Luftverkehrspohtik ist es, nicht nur zu 
gewährleisten, daß der Luftverkehr der sicherste 
Verkehrsträger bleibt, sondern auch dafür zu 
sorgen, daß dies allgemein anerkannt wird. Aus 
diesem Grund muß die Frage der Haftung imd 
Entschädigung nimmehr in einer Weise gesetz- 
lich geregelt werden, die der heutigen Situation 
der Luftfahrtindustrie angemessen Rechmmg 
trägt. 

8. Ziel des Luftverkehrsbinnenmarktes ist es auch, 
den Anforderungen der Luftverkehrsnutzer Rech- 
nung zu tragen. Die gegenwärtig geringen Haf- 
tungsgrenzen sind jedoch, wie bereits ausge- 
führt, absolut imangemessen und für die Opfer 
eines Flugzeugunfalls oder deren Hinterbhebe- 
nen unbefriedigend. Die Tatsache, daß ein Flug- 
gast vorsätzliches oder (grob) fahrlässiges Ver- 
halten des Luftfahrtuntemehmens nachweisen 
muß, um Ausgleichsleistungen oberhalb der im 
WA festgesetzten Grenzen zu erhalten, macht 
die Beilegung von Streitigkeiten darüber hinaus 
schwer vorhersagbar, kostspiehg und zeitauf- 
wendig. Aufgrund des komplizierten Systems - 
d. h. Unterschiede bei den geltenden Haftungs- 
grenzen und den Pflichten der Luftfahrtunter- 
nehmen gemäß einzelstaatlicher Rechtsvorschrif- 
ten - ist der Fluggast ferner oft falsch oder über- 
haupt nicht über die geltenden Bestimmungen 
informiert. Dabei ist anzumerken, daß die „Stan- 
dard-Hinweise" auf normalen Beförderungs- 
scheinen keinerlei Angaben zu den jeweils gel- 
tenden Haftungsgrenzen enthalten. Obwohl na- 
türlich die Möghchkeit besteht, daß sich Flug- 
gäste individuell versichern, ist es für sie auf- 
grund der konfusen Situation unmöghch, eine 
fundierte Entscheidung über die abzuschließen- 
de Versicherung zu treffen. Zusammengefaßt 
kann gesagt werden, daß die Ruggäste bzw. ihre 
nächsten Angehörigen durch die bestehenden 
Haftungsgrenzen nicht nur unzureichend ge- 
schützt sind, sondern zusätzlich den Nachteil der 
Ungewißheit und mangelnden Transparenz im 
Hinblick auf eventuelle Rechtsmittel haben, 
wenn es darum geht, Entschädigungsleistungen 
zu erhalten, die über den derzeitigen Höchstbe- 
trag hinausgehen. Es wird allgemein anerkannt 
und ist in Artikel 129 a des Vertrags verankert, 
daß die Gemeinschaft zur Erreichung eines 
höheren Verbraucherschutzniveaus beitragen 
sollte. Dieser Vorschlag stimmt mit dieser Forde- 
rung überein. 

9. Auf dieser Grundlage wird deutiich, daß die Be- 
deutimg der Haftimg im Luftverkehr keinesfalls 
vemachlässigbar ist. 

10. Vor dem Hintergnmd niedriger Haftungsgrenzen 
und aufgrund der Tatsache, daß nicht nur die 
Einheitlichkeit des Luftverkehrsbinnenmarktes, 
sondern auch der Schutz der Luftverkehrsnutzer 
bedroht ist, hielt die Kommission eine grundle- 
gende Neubewertung der gegenwärtigen Situa- 
tion für erforderlich. Zu diesem Zweck gab sie 


1989 eine Studie^) in Auftrag, mn eine lückenlose 
Übersicht über den Stand der Ratifizierung und 
über die Rechtsvorschriften und Praktiken im 
Bereich der Haftung von Luftfahrtuntemehmen 
sowohl in den EG-Mitgliedstaaten als auch in 
Drittländern zu erhalten. Auf den Ergebnissen 
dieser Analyse aufbauend entstand im März 1991 
eine Studie über die Handlungsmöglichkeiten der 
Gemeinschaft im Hinblick auf eine Harmonisie- 
nmg der Haftungsgrenzen gegenüber Fluggästen 
und eine Anhebung der Entschädigungssummen 
für die Opfer von Unfällen im internationalen Luft- 
verkehr^). Auf der Gnmdlage der Schlußfolgerun- 
gen dieses Berichts erstellte die Kommission ein 
Arbeitspapier mit dem Titel „Die Haftung gegen- 
über Fluggästen bei Rugzeugunfällen - das War- 
schauer Abkommen und die Anforderungen des 
Binnenmarktes"^). Das Arbeitspapier bestätigt, 
daß eine Erhöhimg und Harmonisierung der Haf- 
tungsgrenzen der Luftfahrtuntemehmen bei Inva- 
lidität bzw. Tod von Fluggästen in den Mitglied- 
staaten erforderlich ist; es sollte eine Diskussion 
darüber anregen, auf welche Weise sich dieses 
Ziel im Rahmen der Europäischen Union am be- 
sten verwirklichen läßt. Mehrere Organisationen 
und sonstige Betroffene haben der Kommission 
ihre Ansichten mitgeteüt. Sie brachten die Auffas- 
sung zum Ausdmck, eine Anhebung der Haf- 
tungsgrenzen auf Beträge zwischen 300 000 und 
500 000 SZR (358 800 bis 598 000 ECU) sei drin- 
gend notwendig; ferner sei eine regelmäßige An- 
passung der Haftungsgrenzen in Anlehnung an 
die Inflationsraten erforderlich. Allerdings sollten 
die höheren Haftungsgrenzen - unabhängig von 
der Nationcüität der betroffenen Fluggesellschaft - 
für den gesamten Luftverkehr irmerhalb der, in 
die und aus der Gemeinschaft gelten. Hinsichtiich 
des Verfahrens wurden unterschiedliche Stand- 
punkte vertreten; sie befürworteten entweder eine 
Regelung auf dem Verordnungswege - z. B. durch 
geänderte Zulassungsvoraussetzungen im Hin- 
blick auf Versichenmgen - oder eine freiwillige 
Vereinbamng der Luftfahrtuntemehmen^). 

11. Am 23. März 1993 kam es zu einem Round- 
Table-Gespräch der Mitgliedstaaten und der Be- 
troffenen. Dabei wurden die genannten Elemen- 
te bestätigt; ferner wurde empfohlen, über die 
kostenrelevanten Auswirkimgen der unter- 
schiedlichen Haftungshöchstbeträge und über 
die Auswirkungen höherer Grenzen auf die Pro- 
zeßkosten eine Studie in Auftrag zu geben. Die 
Kommission heß eine solche Studie erstellen®). 


^) „La responsabilite du transporteur aerien ä l'^gard des pas- 
sagers et des expediteurs de marchandises", J. Naveau, Juni 
1989, aktualisiert im September 1989. 

^) „Possibilities of Community action to hannonise limits of 
passenger liability and increase the amounts of compen- 
sation for international accidents victims in air transport", 
Sven Brise, Untemehmensberater, 15. September 1991. 

^) „Passenger liability in aircraft accidents - Warsaw Conven- 
tion and Internal Market requirements" . Vn.C. 1 - 174/92-8. 

®) Nach Artikel 22 Abs. 1 Warschauer Abkommen kann der 
Reisende mit dem Luftfahrtimtemehmen eine höhere Haf- 
tungssumme gesondert vereinbaren. 

®) „The cost implication of higher mandatory compensation 
limits for passengers involved in air accidents " , Frere Chol- 
meley Bischoff, Februar 1994. 
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deren Ergebnisse im Februar 1994 vorgelegt 
wurden. Die wichtigste Schlußfolgerung der 
Studie besagt, daß die Reaktion des Versiche- 
rungsmarktes auf eine Anhebung der Haf- 
tungsgrenzen vom Zustand des Marktes zum 
Zeitpunkt der Einführung abhängig sei. Die 
Beitragserhöhungen würden von dem vermeint- 
hchen Risiko abhängen, dem sowohl jedes ein- 
zelne Luftfahrtimtemehmen als auch der Markt 
als Ganzes ausgesetzt ist. Insgesamt wurde je- 
doch von einer gemäßigten Reaktion des Mark- 
tes ausgegangen. Wenn die Haftungsgrenzen 
hoch genug sind, um die Erfüllung von An- 
sprüchen zuzulassen, oder ganz abgeschafft 
werden, ist eine gewisse Reduzierung der Pro- 
zeßkosten zu erwarten, weil sich in ethchen 
Fällen eine Klage erübrigen wird. Die Versiche- 
rer und die anderen Betroffenen sind allgemein 
zuversichtlich, daß die erforderhchen finanziel- 
len Kapazitäten unabhängig von der neuen 
Haftungshöchstgrenze auf jeden Fall vorhanden 
sein werden. 

12. Parallel zu den Bestrebungen der Kommission 
bemühten sich auch andere Gremien um 
mögliche Lösungen. So verabschiedete die 
ECAC auf alle drei Jahre stattfindenden Konfe- 
renz (22.-24. Juni 1994) eine Empfehlung, mit 
der die Haftungsgrenze erhöht und die Zahlung 
eines Pauschalbetrags gewährleistet werden 
sollte. Darüber hinaus wurden in dieser Empfeh- 
lung die Luftfahrtuntemehmen aufgefordert, 
untereinander eine entsprechende freiwillige 
Vereinbarung zu schheßen. Im Anschluß daran 
setzte die Vereinigung europäischer Luftfahrtun- 
temehmen (AEA) eine Sondereinheit ein, um Be- 
ratungen über eine derartige Maßnahme durch- 
zuführen. Als Gnmdlage für diese Diskussionen 
wurde den Luftfahrtuntemehmen eine Freistel- 
lung von den US-Kartellgesetzen gewährt, und 
die Kommission sicherte ihre Unterstützung zu. 
Auf der lATA-Jahrestagung in Kuala Lumpur 
(30. Oktober 1995) wurde eine Zwischenver- 
einbamng getroffen und von zwölf großen welt- 
weit operierenden Luftfahrtuntemehmen - dcir- 
unter auch die europäischen Unternehmen 
Austrian Airlines, KLM, SAS imd Swissair - un- 
terzeichnet. 

13. In der lATA-Lösung werden die in Artikel 22 des 
Warschauer Abkommens festgesetzten Haf- 
tungsgrenzen hinsichthch der Haftung der betei- 
ligten Luftfahrtuntemehmen aufgehoben (vgl. 
Anhang 2). Ausgleichsleistungen könnten somit 
nach dem Recht des Wohnsitzstaates des jeweils 
betroffenen Fluggastes festgesetzt und den Ge- 
schädigten zugesprochen werden. Bei der Zwi- 
schenvereinbamng handelt es sich um den klein- 
sten gemeinsamen Nenner. Wenn einzelne Luft- 
fahrtuntemehmen freiwillig oder auf Drängen 
ihrer Regiemngen mehr anbieten wollen, können 
sie dies tim. Die Unternehmen, die die Zwischen- 
vereinbamng unterzeichnet haben, müssen de- 
ren Bestimmungen bis spätestens 1. November 
1996 Umsetzen. 


14. Der Entwurf für eine Zwischenvereinbanmg wur- 
de auf einer Sitzung am 23. Oktober 1995 mit ver- 
schiedenen Beteiligten’) erörtert. AUe Teilneh- 
mer waren sich einig, daß die Zwischenverein- 
banmg einen erheblichen Fortschritt darstellen 
würde. Allerdings können mit einer solchen Ver- 
einbamng nicht alle haftungsbezogenen Proble- 
me gelöst werden. Ihre Wirksamkeit wird vor 
allem von der Beteiligung der Luftfahrtuntemeh- 
men abhängen. Gegenwärtig haben, wie bereits 
ausgeführt, erst wenige Luftfahrtuntemehmen 
der Gemeinschaft die Vereinbamng unterzeich- 
net. Ohne eine Beteiligung aller Luftfahrtunter- 
nehmen der Gemeinschaft würde die Gefahr 
unterschiedhcher Standards und damit einer Zer- 
splittemng des Binnenmarktes nicht nur weiter- 
bestehen, sondern sogar noch größer werden. 
Die Folge wäre eine enorme Verwirmng der Luft- 
verkehrsnutzer. 

15. Vor diesem Hintergrund und in Anbetracht der 
Schlußfolgemngen der beiden oben erwähnten 
Studien ist die Kommission der Auffassung, daß 
Gemeinschaftsmaßnahmen erforderhch sind, um 
unabhängig von der Befördemngsart einheitliche 
Haftungsbestimmungen in den Befördemngsbe- 
dingungen zu gewährleisten und so eine gerech- 
te Situation für alle Flugreisenden sicherzustel- 
len. 

- Es wird allgemein anerkannt, daß die gegen- 
wärtigen Haftungsgrenzen zu niedrig sind 
und das WS trotz seiner wjrtschaftiichen Män- 
gel eine einheithche, weltweit anerkannte ge- 
setzhche Gmndlage für die Entschädigung 
von Fluggästen bei Luftverkehrsunfällen bie- 
tet. Deshalb sollte bei allen Bestrebungen zur 
Verbessenmg der derzeitigen Situation darauf 
geachtet werden, daß die wesenthchen Ele- 
mente dieses Haftungssystems erhalten blei- 
ben. 

- Dadurch, daß die Mitgliedstaaten unterschied- 
liche Maßnahmen zur Heraufsetzung der 
„Warschauer" Haftungsgrenzen getroffen und 
in einigen Fällen sogar die Art der Haftung 
verändert haben, und da immer noch Unter- 
schiede zwischen nationalen und internationa- 
len Flügen bestehen, ist eine Zersplittemng 
des bereits realisierten Luftverkehrsbinnen- 
marktes zu befürchten. Folglich sollten jegli- 
che Ändemngen eine Gleichbehandlung der 
Luftfahrtuntemehmen unabhängig vom Ab- 
flugort, von der Art des Fluges (nationaler oder 
internationaler Flug) usw. gewährleisten. 

- A priori sollten die Entschädigungssummen an 
die Beträge angeglichen werden, die in Indu- 

AEA, Vereinigung europäischer Regionalfluggesellschaf- 
ten, Internationale Handelskammer, Internationale Union 
der Luftfahrtversicherer. Der Verband von Vertretern der 
europäischen Luftverkehrsnutzer, die Europäische Vereini- 
gimg der Charterfluggesellschaften und der Europäische 
Versicherungsausschuß reichten schriftliche Stellungnah- 
men ein. 
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strieländem an die Opfer von Unfällen außer- 
halb des Luftverkehrs gezahlt werden®). 

- Einfache, schnelle Verfahren - sowohl für die 
Luftverkehrsnutzer als auch für die Luftfahrt- 
untemehmen - sollten garantiert werden. Es 
ist unannehmbar, daß die Opfer oder ihre Hin- 
terbhebenen erst die Ergebnisse langvderiger 
Prozesse abwarten müssen. Unfälle im Luftver- 
kehr haben normalerweise gravierende Fol- 
gen und betreffen nahezu immer eine große 
Zahl von Passagieren weitab von ihrer Heimat. 
Deshalb sollte man der ECAC-Empfehlimg 
folgen und die Zahlung eines Pauschalbetrags 
vorsehen, um den dringendsten Bedürfnissen 
der Opfer Rechnimg zu tragen. 

- Der Vorschlag der Kommission enthält somit 
folgende Hauptkomponenten: 

- die Aufhebung sämthcher Haftungsgren- 
zen? 

- die Einführung einer verschuldensunab- 
hängigen Haftung bis zu einem Betrag von 
100 000 ECU. Somit wäre ein Schutz von 
Fluggästen selbst im Fall eines terroristi- 
schen Anschlags gewährleistet, bei dem 
die Fluggäste sonst leer ausgehen würden. 
Außerdem würde die Gemeinschaft damit 
einen gesetzhchen Rahmen für eine Praxis 
erstellen, die bei den Luftfahrtuntemehmen 
schon seit vielen Jahren übhch und in eini- 
gen Fällen auch offiziell und formell gere- 
gelt ist®). 

- Es wäre vorzuziehen, daß alle Luftfahrtunter- 
nehmen, die einen bestinunten Ort in der Ge- 
meinschaft anfhegen, sich auf dasselbe System 
einigen könnten. Luftfahrtuntemehmen aus 
Drittländern, die nicht den Bestimmungen der 
Gemeinschaft imterhegen, sollten aufgefordert 
werden, die Fluggäste darüber korrekt und 
eindeutig zu informieren. 

- Die Fluggäste sollten den Gerichtsstand selbst 
auswählen dürfen. Hierzu zählt auch die Mög- 
hchkeit, bei einem Gericht in dem Mitglied- 
staat Klage zu erheben, in dem der Fluggast 
seinen Wohnsitz hat. Hierdurch lassen sich 
Mißverständnisse vermeiden, die sich aus der 
Bezugnahme auf das Recht des Wohnsitzstaa- 
tes ergeben könnten. 


®) So könnte ein 40 Jahre alter Geschäftsmann mit einem Jah- 
reseinkommen von [97 082 ECU], der eine Frau und zwei 
kleine Kinder hinterläßt, mit einer Ausgleichsentschädigung 
von [647 218 ECU] rechnen. Falls er bei einem Streißenver- 
kehrsunfall ums Leben kommt, könnte dieser Betrag in vol- 
ler Höhe ausgezahlt werden. Falls er an Bord eines Flug- 
zeugs ums Leben kommt, das von einem Unternehmen be- 
trieben wird, das vertraglich an die Höchstgrenzen des WS 
(US$ 20 000) gebunden ist, könnte es zur Auszahlung von 
lediglich [17 647 ECU] kommen; das sind weniger als 3% 
des ursprünglich angesetzten Betrags! (The Journal of Per- 
sonal Injury Litigations, 2nd issue, NIGEL P. TAYLOR) (vgl. 
Anhang III). 

®) Mit der 1966 eingeführten MZV wurden die Haftungsgren- 
zen für Flüge in die, aus den und mit Zwischenlandung in 
den USA verschuldensunabhängig auf 75 000 US$ angeho- 
ben. Seit November 1992 gilt für Flüge japanischer Luft- 
fahrtuntemehmen eine verschvildensunabhängige Haftung 
bis zu 100 000 SZR. 


- Sofern die von Luftfahrtuntemehmen und/ 
oder Regierungen auf internationaler Ebene 
unternommenen Bestrebungen keine zufrie- 
denstellenden Lösungen ergeben, sollte zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt der Verbesserung der 
Situation im Hinbhck auf Fluggastgepäck und 
Fracht Vorrang eingeräumt werden. 

- Aus den oben erwähnten Studien geht hervor, 
daß eine derartige Gemeinschaftsmaßnahme 
nur geringe Mehrkosten mit sich brächte, da 
die Haftpfhchtversicherungskosten bei den 
europäischen Luftfahrtimtemehmen derzeit 
nur 0,1 bis 0,2% der Gesamtbetriebskosten 
ausmachen. Eine An- oder Aufhebung der 
Haftungsgrenzen führt folghch nur zu einer 
geringfügigen Kostensteigemng ^®) bei den 
Versichemngsprämien; diese würden dann et- 
wa 0,1 % bis 0,35 % der Gesamtbetriebskosten 
entsprechen, 

- Die Gemeinschaftsmaßnahme muß als Vorrei- 
ter für entsprechende Maßnahmen im Rahmen 
internationaler Abkommen (WS) gesehen wer- 
den. Durch die Verordnung wird die Gemein- 
schaft zusammen mit Japan und den USA eine 
„Katalysatorrolle" übernehmen können. In je- 
dem Fall sollten die Gemeinschaft und ihre 
Mitghedstaaten zusammen mit der ECAC alles 
in ihrer Macht stehende unternehmen, um das 
zuständige internationale Gremium - die 
ICAO - zur Aktuahsierung ihrer derzeit gel- 
tenden Instrumente zu bewegen. 

16. Diese Überlegungen haben die Kommission ver- 
anlaßt, eine Verordnung vorzuschlagen, die 
durch die Festlegung einheitücher Haftungsbe- 
stimmimgen unabhängig von der Art der Luftver- 
kehrsdienste zum Funktionieren des mit dem 
„dritten Luftverkehrspaket" eingerichteten Luft- 
verkehrsbinnenmarktes beitragen und darüber 
hinaus ein hohes Schutzniveau für Flugreisende 
gewährleisten wird. 

C. Begründung der Maßnahme 

17. Hinsichthch des Subsidiaritätsprinzips kann die 
geplante Maßnahme der Gemeinschaft durch Be- 
antwortung der folgenden Fragen untersucht 
werden; 

a) Welche Ziele werden angesichts der Verpflich- 
tungen der Gemeinschaft mit dem Vorschlag 
verfolgt, imd worin besteht die gemeinschaft- 
hche Dimension des Problems (z. B. wie viele 
Mitghedstaaten sind beteiligt, und wie sieht 
die bisherige Lösung aus)? 

Mit dem sogenannten „dritten Luftverkehrspa- 
ket" wurde ein Luftverkehrsbinnenmarkt ge- 
schaffen, auf dem die Vorschriften über die Er- 
bringung von Luftverkehrsdiensten - sowohl auf 


^°) Da seit 1929 im Bereich der Sicherheit des Flugverkehrs gro- 
ße Fortschritte erzielt worden sind, ist das Flugzeug heute 
das sicherste Verkehrsmittel; in den vergangenen Jahren 
gab es im Durchschnitt weniger als 700 Todesfälle pro Jahr, 
was zum niedrigen Niveau der derzeitigen Versicherungs- 
prämien erheblich beigetragen hat. 
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nationalen als auch auf internationalen Strecken - 
weitgehend harmonisiert sind. Die Bestimmun- 
gen über die Art und Begrenzung der Haftung 
von Luftfahrtuntemehmen bei Tod oder Verlet- 
zungen von Ruggästen sind ein wesenthches 
Element der allgemeinen Beförderungsbedin- 
gungen im Rahmen eines Beförderungsvertrags 
zwischen Fluggast und Unternehmen. Dadurch, 
daß die Mitghedstaaten unters chiedhche Maß- 
nahmen zur Herauf Setzung der „Warschauer" 
Haftungsgrenzen getroffen und in einigen Fällen 
sogar die Art der Haftung verändert haben, und 
aufgrund dessen, daß immer noch Unterschiede 
zwischen nationalen und internationalen Flügen 
bestehen, besteht keinerlei Zweifel daran, daß 
eine Zerspütterung des bereits realisierten Luft- 
verkehrsbinnenmarktes zu befürchten ist. Bei 
Verletzungen oder im Todesfall sind Fluggäste 
bzw. ihre nächsten Angehörigen durch die be- 
stehenden Haftungsgrenzen nicht nur unzurei- 
chend geschützt, sondern haben zusätzlich den 
Nachteil der Ungewißheit und mangelnden 
Transparenz im Hinblick auf eventuelle Rechts- 
mittel, wenn es darum geht, Entschädigungslei- 
stungen zu erhalten, die über den derzeitigen 
Höchstbetrag hinausgehen. 

b) Ist Gemeinschaft für die geplante Maßnahme 
ausschheßüch Zuständigkeit oder gemeinsam 
mit den Mitghedstaaten? 

Die geplante Maßnahme fällt nicht in den alleini- 
gen Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft. 

c) Welche Lösung ist am wirksamsten, wenn man 
die Möglichkeiten der Maßnahmen der Ge- 
meinschaft mit denen der Mitghedstaaten ver- 
gleicht? 

Da mit der Schaffung des Luftverkehrsbinnen- 
marktes nicht mehr zwischen nationalen und 
internationalen Rügen innerhalb der Gemein- 
schaft unterschieden wird, bietet sich eine Lö- 
sung auf Gemeinschaftsebene an. 

d) Welchen zusätzhchen Nutzen bringt die ge- 
plante Maßnahme der Gemeinschaft, und was 
wäre der Preis eines Nichttätigwerdens? 

Der Nutzen der Gemeinschaftsmaßnahme ergibt 
sich aus der stärkeren Wettbewerbsposition der 
Luftfahrtuntemehmen und dem verbesserten 
Schutz der Luftverkehrsnutzer nach Aufhebung 
der derzeit geltenden Haftungsgrenzen; gewähr- 
leistet werden gerechte Ausgleichszahlungen 
und Rechtssicherheit. Die Maßnahme wird den 
Ruggästen auch schnellere Verfahren ermög- 


hchen. Es muß darauf hingewiesen werden, daß 
das derzeitige System außerordenthch komplex 
ist; die Rechte der Ruggäste und die Pflichten 
der Luftfahrtuntemehmen unterscheiden sich je 
nach Abflugort, Art des Ruges {national oder 
international) usw., und der Durchschnittsflug- 
gast ist zumeist über die für seinen Flug geltende 
Haftungshöchstgrenze falsch oder überhaupt 
nicht informiert. An Unfällen im Ausland betei- 
ligte Ruggäste werden mit Rechtslagen konfron- 
tiert, die sich von denen in ihren Heimatländern 
imterscheiden. Die von der lATA angenommene 
Zwischenvereinbamng wird nicht alle Probleme 
lösen. Ferner besteht die Gefahr, daß einige euro- 
päische Luftfahrtuntemehmen dieser freiwilhgen 
Vereinbamng nicht beitreten und dadurch die 
herrschende Verwirmng noch vergrößern wer- 
den. Ein Nichttätigwerden wäre gleichzusetzen 
mit einem unzureichenden Schutz der Fluggäste 
bei Flugzeugunfällen und mit dem Fortbestehen 
eines übermäßig komplexen Systems für gemein- 
schafthche Luftfahrtuntemehmen innerhalb der 
Gemeinschaft. 

e) Welche Handlungsmöghchkeiten hat die Ge- 
meinschaft (Empfehlung, finanzielle Unter- 
stützung, Rechtsvorschriften, gegenseitige An- 
erkennung)? 

Um in diesem Bereich einen homogenen, wirksa- 
men Schutz der Luftverkehrsnutzer zu gewähr- 
leisten, ist es erforderlich, Rechtsvorschriften - in 
Form einer Richtlinie oder einer Verordnung - zu 
erlassen. Durch das Einfügen eines umfangrei- 
chen Gemeinschaftssystems in einen rechthchen 
Rahmen lassen sich divergierende einzelstaat- 
hche Maßnahmen vermeiden, 

f) Ist eine einheitliche Regelung erforderüch, 
oder genügt eine Richtlinie mit allgemeinen 
Zielen, die von den Mitghedstaaten umzuset- 
zen ist? 

Angesichts des grenzüberschreitenden Charak- 
ters des Luftverkehrs ist ein einheitiiches Vorge- 
hen wünschenswert, um ein System einzurich- 
ten, das für alle Fluggäste in der Gemeinschaft 
den gleichen Schutz gewährleistet, damit einer- 
seits Diskriminierung und Unsicherheit vermie- 
den werden und andererseits ein angemessenes 
Schutzniveau zu gewährleisten ist. Da die mit der 
Maßnahme angestrebten Ergebnisse für Luftver- 
kehrsuntemehmen gelten sollen, die in großem 
Maße grenzüberschreitende Verkehrsdienste an- 
bieten und Fluggäste vieler verschiedener Natio- 
nahtäten befördern, wäre eine Verordnung das 
geeignetste Rechtsmittel. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die Haftung von Luftfahrtunternehmen 
bei Unfällen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 84 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission^), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c des Ver- 
trages, in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Frage der Haftung bei Unfällen ist durch das am 
12. Oktober 1929 in Warschau Unterzeichnete Ab- 
kommen zur Vereinheithchung von Regeln über die 
Beförderung im internationalen Luftverkehr bzw. das 
Abkommen in der Fassung von Den Haag vom 
28. September 1955 - je nachdem, welches Anwen- 
dung findet - geregelt. Das Warschauer Abkommen 
gilt weltweit zum Nutzen sowohl der Fluggäste als 
auch der Luftfahrtuntemehmen und ist aufrechtzuer- 
halten. 

Die Bestimmimgen über Art und Begrenzung der 
Haftung für Schäden, die dadurch entstehen, daß ein 
Fluggast getötet, körperlich verletzt oder sonst ge- 
sundheiüich geschädigt wird, sind Teil der Beförde- 
rungsbedingungen in einem Beförderungsvertrag 
zwischen Luftfahrtuntemehmen und Fluggast. 

Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 2407/92^), (EWG) 
Nr. 2408/92^), geändert durch die Akte über den Bei- 
tritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, und 
(EWG) Nr. 2409/92 des Rates®) wurde ein Luftver- 
kehrsbinnenmarkt geschaffen, in dem die Bestim- 
mungen über Art und Begrenzung der Haftung har- 
monisiert sein sollten. 

Die durch das Warschauer Abkommen festgesetzten 
Haftungsgrenzen sind in Anbetracht des heutigen 
wirtschaftlichen und sozialen Niveaus zu niedrig. Da- 
her haben verschiedene Mitgliedstaaten die Haf- 
tungsgrenzen erhöht, was wiedemm zu unterschied- 
hchen Beförderungsbedingungen innerhalb der Ge- 
meinschaft geführt hat. 

Das Warschauer Abkommen gilt nur für den interna- 
tionalen Luftverkehr. Im Luftverkehrsbinnenmarkt 
wird nicht mehr zwischen nationalen und internatio- 
nalen Flügen unterschieden. Aus diesem Gmnd er- 
scheint es angemessen, daß im nationalen und inter- 


^) 

^) 

") 

^) ABI. Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 1 . 

5) ABI. Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 8. 

6) ABI. Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 15. 


nationalen Luftverkehr dieselben Bestimmungen 
über Art und Begrenzung der Haftung gelten. 

Die gegenwärtigen geringen Haftungsgrenzen füh- 
ren oft zu langwierigen Rechtsstreitigkeiten, die das 
Image des Luftverkehrs beschädigen. 

Gemeinschaftsmaßnahmen im Bereich des Luftver- 
kehrs sollten auch darauf abzielen, im Interesse der 
Luftverkehrsnutzer ein hohes Schutzniveau zu errei- 
chen. 

Um die Beförderungsbedingungen im Hinbhck auf 
die Haftung von Luftfahrtuntemehmen zu harmoni- 
sieren und darüber hinaus ein hohes Schutzniveau 
für die Luftverkehrsnutzer zu gewährleisten, sind 
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene am besten geeignet. 

Es erscheint angemessen, im Fall von Tod, körper- 
hcher Verletzung oder sonstigen gesundheithchen 
Schäden eines Fluggastes jegliche Haftungsgrenzen 
aufzuheben. 

Um zu verhindern, daß Opfer nicht vermeidbarer 
Unfälle ohne Versicherungsschutz bleiben, sollten 
Luftfahrtuntemehmen bei Schadenersatzfordemn- 
gen im Rahmen von Artikel 17 des Warschauer 
Abkommens aufgmnd von Tod, körperlicher Verlet- 
zung oder sonstigen gesundheitlichen Schäden eines 
Ruggastes bei Beträgen unter 100 000 ECU nicht 
Artikel 20 Absatz 1 des Warschauer Abkommens gel- 
tend machen. 

Die Fluggäste oder ihre nächsten Angehörigen soll- 
ten zur Deckung ihrer dringendsten Bedürfnisse 
baldmöglichst einen Pauschalbetrag erhalten. 

Schadenersatzberechtigte sollten bei Unfällen von 
einer eindeutigen Rechtslage profitieren; sie sind im 
voraus umfassend über die geltenden Bestimmungen 
zu informieren. Langwierige Rechtsstreitigkeiten 
oder Schadenersatzverfahren sind zu vermeiden. 
Darüber hinaus erscheint es angemessen, jedem 
Schadenersatzberechtigten die Möglichkeit einzu- 
räumen, ein Gericht des Mitgliedstaates anzumfen, 
in dem der Fluggast seinen Wohnsitz oder seinen 
ständigen Aufenthaltsort hat. 

Um WettbewerbsverzeiTungen zu vermeiden, ist es 
wünschenswert, daß Luftfahrtuntemehmen aus Dritt- 
ländern ihre Fluggäste in angemessener Form über 
ihre Befördemngsbedingungen informieren. 

Die Verbessemng der Situation im Hinbhck auf Ge- 
päck und Fracht wird gegenwärtig auf der Ebene der 
ICAO behandelt und erfordert nicht dieselbe Dring- 
hchkeit wie die Verbessemng der Situation der Flug- 
gäste. 

Es erscheint angemessen und erforderhch, die in die- 
ser Verordnung festgelegten Werte entsprechend der 
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wirtschaftiichen Entwicklung anzupassen. Es er- 
scheint ferner angemessen, die Kommission zu er- 
mächtigen, nach Anhörung eines Beratenden Aus- 
schusses über derartige Anpassungen zu entschei- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Haftung von Luft- 
fahrtuntemehmen der Gemeinschaft bei Unfällen mit 
Personenschäden. 

Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Verordnung bedeutet 

a) „Luftfahrtuntemehmen" ein Lufttransportun- 
temehmen, das im Besitz einer gültigen Be- 
trieb sgenehmigung ist; 

b) „Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft" ein 
Lufttransportuntemehmen im Sinne der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates; 

c) „Schadenersatzberechtigte" die Opfer und/ 
oder die Personen, die nach den geltenden Ge- 
setzen berechtigt sind, die Opfer aufgmnd ei- 
ner rechtiichen Bestimmung, einer gerichtii- 
chen Entscheidung oder eines besonderen Ver- 
trags zu vertreten; 

d) „Pauschalbetrag" eine Vorauszahlung an den 
Fluggast oder die schadenersatzberechtigte 
Person zur Deckung ihrer dringendsten Bedürf- 
nisse, unbeschadet einer möghchst schnellen 
Leistung des vollen Schadenersatzes; 

e) „ECU" die bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans der Europäischen Gemeinschaften gemäß 
Artikel 207 und 209 EG-Vertrag bestimmte 
Rechnungseinheit . 

f) „Warschauer Abkommen" das Abkommen zur 
Vereinheithchung von Regeln über die Beför- 
demng im internationalen Luftverkehr, das am 
12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichnet 
wurde, sowie alle anderen internationalen Ver- 
einbamngen, die auf diesem Abkommen auf- 
bauen oder mit ihm im Zusanunenhang stehen. 

2. In dieser Verordnung verwendete Begriffe, die 
nicht in Absatz 1 definiert sind, entsprechen den 
im Warschauer Abkommen benutzten Begriffen. 

Artikel 3 

1. Die Haftung eines Luftfahrtuntemehmens der Ge- 
meinschaft, das einen Schaden zu ersetzen hat, 
der dadurch entstanden ist, daß ein Fluggast getö- 
tet, körperhch verletzt oder sonst gesundheitiich 
geschädigt wurde, wird nicht durch gesetzhch 
oder vertraghch festgelegte Höchstbeträge be- 
grenzt. 

2. Bei Schadenersatzleistungen von bis zu 100 000 
ECU kann das Luftfahrtuntemehmen der Gemein- 
schaft auch dann keine Haftungsfreistellung oder 
Haftungsbegrenzung geltend machen, wenn es 


beweist, daß es oder seine Leute alle erforder- 
hchen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens 
getroffen haben oder daß sie diese Maßnahmen 
nicht treffen konnten. 


Artikel 4 

1. Das Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft zahlt 
dem Schadenersatzberechtigten unverzüghch, kei- 
nesfalls jedoch später als zehn Tage nach dem Er- 
eignis, bei dem der Schaden entstanden ist, einen 
Pauschalbetrag von bis zu 50 000 ECU, je nach der 
Schwere der Verletzung, sovrie von 50 000 ECU im 
Todesfall. 

2. Der Pauschalbetrag kann mit eventuell später fähi- 
gen Schadenersatzleistungen des Luftfahrtunter- 
nehmens der Gemeinschaft verrechnet werden, ist 
aber unter keinen Umständen zurückzuzahlen. 


Artikel 5 

1. Die Bestimmungen der Artikel 3 und 4 werden in 
die Befördenmgsbedingungen des Luftfahrtunter- 
nehmens der Gemeinschaft auf genommen. 

2. Angemessene Auskünfte über die Bestimmungen 
der Artikel 3 und 4 werden den Fluggästen in den 
Vertretungen des Luftfahrtuntemehmens der Ge- 
meinschaft sovrie in Reisebüros und an den Abfer- 
tigungsschaltern auf Anfrage erteilt; auf dem Be- 
förderungsschein werden diese Bestimmungen in 
zusanunengefaßter Form wiedergegeben. 

3. Luftfahrtuntemehmen, die ihren Sitz außerhalb 
der Gemeinschaft haben und nicht den Bestim- 
mungen der Artikel 3 und 4 unterhegen, informie- 
ren die Fluggäste beim Kauf des Befördenmgs- 
scheins in den Vertretungen des Luftfahrtunter- 
nehmens, in Reisebüros oder an den Abfertigungs- 
schaltern ausdrückhch und eindeutig darüber. Auf 
Anfrage erhalten die Ruggäste von den Luftfahrt- 
untemehmen ein Formblatt mit deren Beförde- 
nmgsbedingungen. Die Angabe der Haftungs- 
grenze auf dem Beförderxmgsschein ist als Infor- 
mation nicht ausreichend. 


Artikel 6 

Einmal jährhch notifizieren die Behörden der Mit- 
ghedstaaten das Verzeichnis derjenigen Luftfahrtun- 
temehmen aus Drittländern, die nicht den Bestim- 
mimgen dieser Verordnung unterhegen, den betrof- 
fenen Organisationen der Luftverkehrsnutzer und 
der Kommission, die diese Verzeichnisse den ande- 
ren Mitghedstaaten zur Verfügung steht. 


Artikel 7 

Nach Luftverkehrsunfähen, in die Luftfahrtunter- 
nehmen der Gemeinschaft verwickelt sind, können 
die Schadenersatzberechtigten neben den Möghch- 
keiten, die sich ihnen gemäß Artikel 28 des War- 
schauer Abkommens bieten, Klage auf Schadener- 
satz vor einem Gericht des Mitghedstaates erheben. 
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in dem der betroffene Fluggast seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthaltsort hat. 

Artikels 

Die Kommission kann nach dem Verfahren des 
Artikels 9 Absatz 1 diuch Verordnung die in den 
Artikeln 3 und 4 genannten Beträge anheben, sofern 
die wirtschaftliche Entwicklung eine solche Maßnah- 
me erforderUch macht. 


Artikel 9 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuß mit be- 
ratender Fimktion unterstützt, der sich aus den 
Vertretern der Mitgliedstaaten zusanmiensetzt 
und in dem der Vertreter der Kommission den Vor- 
sitz führt. 

Der Vertreter der Kommission imterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß gibt eine Stellungnah- 
me zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, 
die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der 


Dringlichkeit der betreffenden Frage - erforder- 
lichenfalls durch eine Abstinummg - festsetzen 
kann. 

Die Stellimgnahme wird in das Protokoll aufge- 
nommen; darüber hinaus hat jeder Mitghedstaat 
des Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im 
Protokoll festgehalten wird. 

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möghch 
die Stellungnahme des Ausschusses. Sie imter- 
richtet den Ausschuß darüber, inwieweit sie seine 
Stellimgnahme berücksichtigt hat. 

2. Außerdem kann der Ausschuß von der Kommissi- 
on zu jeder anderen Frage gehört werden, die die 
Anwendung dieser Verordnung betrifft. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt sechs Monate nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordmmg ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Bewertung der Auswirkungen des Vorschlags auf die Unternehmen 
unter besonderer Berücksichtigung der kleinen und mittieren Unternehmen 


Titel des Vorschlags 

Verordnung des Rates über die Haftung von Luft- 
fahrtuntemehmen bei Unfällen im Luftverkehr 


Dokumentennummer 

Der Vorschlag 

Die Auswirkungen auf die Unternehmen 

1. Wer ist von dem Vorschlag betroffen? 

- Welche Branche? 

Luftfahrtuntemehmen 

- Welche Untemehmensgröße (wie hoch ist der 
Anteil der kleineren und mittleren Unterneh- 
men)? 

Die europäische Marktsstruktur ist im wesentli- 
chen auf Großunternehmen ausgerichtet, deren 
Marktanteil 6,4% beträgt. Chartergesellschaf- 
ten haben auf dem europäischen Luftverkehrs- 
markt einen Marktanteil von 26,7 %. Kleine und 
mittlere Unternehmen haben ledighch einen 
Marktanteil von 0,5 %, regionale Luftfahrtunter- 
nehmen haben einen Anteil von 0,4 % am Ge- 
samtmarkt und allgemeine Luftfahrtuntemeh- 
men - vor allem Flugtaxi-Betreiber und unter- 
nehmensinteme Flugdienste - haben einen An- 
teil von 0,1 % am Gesamtmarkt ^). 

- Befinden sich diese Unternehmen in spezifi- 
schen geographischen Regionen der Gemein- 
schaft? 

Nein 

2. Was werden die Unternehmen tun müssen, um der 
Verordnung gerecht zu werden? 

Die Verordnung (EWG) 2407/92 des Rates schreibt 
bereits vor, daß alle Unternehmen, die über eine 
Betriebsgenehmigung verfügen, haftpflichtversi- 
chert sein müssen. Bisher war es den Mitghed- 
staaten überlassen, über die Höhe des erforderh- 
chen Versicherungsschutzes zu bestimmen. Um 
den Bestimmungen dieser Verordnung nachzu- 
kommen, müssen die Luftfahrtuntemehmen ihre 
Haftpflichtversichenmg neu aushandeln, danüt 
die Haftungsgrenzen bei Personenschäden aufge- 
hoben werden können. 

3. Welche wirtschaftiichen Auswirkimgen sind von 
dem Vorschlag zu erwarten? 

- Auf die Beschäftigungssituation: 

Keine 


„The competitiveness of the European Community 's air 
transport industry " , Studie der AVMARK Inc. im Auftrag der 
Kommission, 28. Februar 1992. 


- Auf die Investitionen und die Schaffung neuer 
Unternehmen: 

Keine 

- Auf die Wettbewerbsposition von Unterneh- 
men: 

Der Luftverkehrsversichemngsmarkt wird durch 
eine Erhöhtmg der von den Luftfahrtuntemeh- 
men zu entrichtenden Prämien reagieren. Das 
Ausmaß der Prämienerhöhungen wird vom 
Zustand des Marktes zum jeweiligen Zeitpunkt 
abhängen, ferner von den besonderen Merkma- 
len der jeweiligen Luftfahrtuntemehmen - ins- 
besondere in puncto Sicherheit - und von wel- 
cher Verhandlungsposition sie bei der Neufest- 
setzung ihrer Prämien ausgehen können. Folg- 
hch ist davon auszugehen, daß Regionalgesell- 
schaften und die Betreiber allgemeiner Flug- 
dienste aufgrund ihrer schwächeren Verhand- 
lungsposition mit proportional größeren Prä- 
mienerhöhungen zu rechnen haben. Die Char- 
tergesellschaften werden in geringerem Maße 
betroffen sein. 

4. Enthält der Vorschlag Maßnahmen, die darauf ab- 
zielen, die besondere Situation der kleinen und 
mittleren Unternehmen zu berücksichtigen? 

Nein. Der Anteil der Haftpflichtversichemngs- 
kosten an den Gesamtbetriebskosten ist gegen- 
wärtig bei den europäischen Luftfahrtuntemeh- 
men im allgemeinen gering. Er umfaßt ungefähr 
0,1% bis 0,2% der Gesamtbetriebskosten, wobei 
der Anteil um so größer ist, je kleiner das Unter- 
nehmen ist. Nach Aufhebimg der Haftungsgren- 
zen würden die höheren Versichemngskosten 
etwa 0,1 % bis 0,35 % der Gesamtbetriebskosten 
ausmachen. Das bedeutet, daß der Kostenanstieg 
selbst für kleinere Luftfahrtuntemehmen, die von 
einer derartigen Erhöhung stärker betroffen wür- 
den, keine erhebhchen Auswirkimgen mit sich 
bringen würde. 

Beratungen 

5. Verzeichnis der Organisationen, die zu dem Vor- 
schlag gehört wurden, und ihre wichtigsten An- 
sichten: 

- Die Experten der Regiemngen der Mitghed- 
staaten äußerten weitgehende Übereinstim- 
mung hinsichtiich der Notwendigkeit, die gel- 
tenden Haftungsgrenzen anzuheben, bei Unfäl- 
len im Luftverkehr schnelle und einfache Ver- 
fahren zu gewährleisten und den gesamten 
Luftverkehr innerhcQb der Gemeinschaft sowie 


2) „The cost implications of higher mandatory compensation 
limits for passengers involved in air accidents " , Frere Chol- 
meley Bischoff, Februar 1994. 
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in die und aus der Gemeinschaft unabhängig 
von der Nationalität des betroffenen Luftfahrt- 
untemehmens abzudecken. 

- Alle betroffenen Organisationen^) wurden kon- 
sultiert. Sie stimmten darin überein, daß es er- 
f orderhch ist, unter Beibehaltung des geltenden 
internationalen Systems eine Aufwertung her- 
beizuführen. Sie betonten, daß jede innerhalb 
der EG eingeführte Verbesserung des Systems 
für alle in der Gemeinschaft tätigen Luftfahrt- 
untemehmen gelten solle. 

Konsultiert wurden folgende Organisationen: Bureau Evuo- 
peen Union des Consommateurs, International Organisation 
of Consumer Unions, European Community Travel Agents 
and Tour Operators Association, International Councü of Air- 
craft Owner and Pilot Association, LATA, AEA, Internationale 
Handelskammer, Verband von Vertretern der europäischen 
Luftverkehrsnutzer, Internationale Union der Luftverkehrs- 
versicherer, Association Europeenne des Constructeurs de 
Materiel Aerospatial, Europäische RegionalQuggesellschaf- 
ten. 
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Anhang 1 

Haftungsgrenzen in EG-Ländern^) 


W/H: Grenzen von Warschau/Den Haag, nach 
nationalen Bestimmungen konvertiert (oder 
erhöht, wie angegeben) 

Österreich Haftung im Rahmen des Beförde- 
rungsvertrags bis zu 430 000 ÖS pro 
Person 

Obligatorische Fluggastversiche- 
rung über 550 000 ÖS pro Person 

100 000 SZR beim staatlichen Luft- 
fahrtuntemehmen 

Belgien W/H gelten für alle Flugdienste 

Keine nationalen Flugdienste 

100 000 SZR bei Sabena und Toch- 
terunternehmen. 

Dänemark 100 000 SZR bei allen Flugdiensten 

Bei den Haftungsgrenzen für Schä- 
den - außer Tod und Invalidität - 
gelten unterschiedliche Haftgrenzen 
für nationale und internationale 
Flugdienste 

Finnland W/H gelten für internationale Flug- 

dienste. Wenn das Bestimmungsland 
nicht Vertragspartei zu diesen Ab- 
kommen ist, gelten die Haftimgs- 
grenzen des MP3 (100 000 SZR) 

100 000 SZR bei nationalen Flug- 
diensten 

100 000 SZR bei Finnair 

Frankreich 100 000 SZR bei allen Flugdiensten 

Für Schäden - außer Tod und 
Invalidität - gelten W/H für alle 
Hugdienste 

Deutschland W/H gelten für internationale Flug- 
dienste auf der Gnmdlage eines 
Gesetzes über die Umrechnungs- 
kurse (z. B. 250 000 Poincare-Fran- 
ken = 53 600 DM) 

150 000 DM bei Lufthansa 

325 000 DM bei nationalen 
Flugdiensten 

Griechenland W/H gelten für alle Flugdienste 

In Ermangelung eines Gesetzes über 
Umrechnungskurse gibt es eiiüge 
widersprüchliche Gerichtsurteile 

Studie von Sven Brise, vgl. Fußnote 5. Die Situation in Öster- 
reich, Finnland und Schweden wurde in dieser Studie nicht 
untersucht. 

2) Bei allen Höchstgrenzen (Ausnahme: Portugal bei Inlands- 
flügen) können die Luftverkehrsuntemehmen die Verteidi- 
gungsmittel des Artikels 20 Absatz 1 des Warschauer Ab- 
kommens geltend machen. 


Für die nationalen Flugdienste legen 
nationale Gesetze einen Höchstbe- 
trag von 4 000 000 DRS bei Tod oder 
Invalidität fest, der auch dann nicht 
überschritten werden darf, wenn der 
Schadenersatz in Form regelmäßiger 
Einzelzählungen geleistet wird. 

Irland W/H gelten für alle Flugdienste 

100 000 SZR bei Aer Lingus (inter- 
nationale Flugdienste) 

Gleicher Betrag für andere in Irland 
niedergelassene Luftfahrtuntemeh- 
men 

Italien W/H, durch ein nationales Gesetz in 

SZR (internationale Flugdienste) 
bzw. LIT (nationale Flugdienste) um- 
gerechnet, gelten für alle Flugdien- 
ste 

Festgelegte Höchstgrenzen: 

100 000 SZR bei internationalen 
Flugdiensten 

195 000 000 LIT bei nationalen Flug- 
diensten 

Anm.: Für ausländische Fluggesell- 
schaften, die Italien anfliegen, gilt 
ebenfalls der Höchstbetrag für inter- 
nationale Flugdienste, 100 000 SZR 

Luxemburg W/H gelten für alle Flugdienste 
Keine nationalen Flugdienste 

100 000 SZR für alle in Luxem- 
burg niedergelassenen Luftfahrtun- 
temehmen 

Niederlande W/H gelten für alle Flugdienste. 

100 000 SZR (alle in den Niederlan- 
den niedergelassenen größeren 
Luftf ahrtuntemehmen) . 

Portugal Haftung bei Nichtverschulden 

(nationale Flugdienste) 

Bei allen Flugdiensten: 12 000 000 
ESC pro Fluggast; Gepäck gemäß 
Haager Abkommen 

Spanien Für alle Flugdienste: 3 500 000 PTS 

pro Fluggast; Gepäck gemäß Haager 
Abkommen 

Schweden 100 000 SZR bei internationalen und 
nationalen Flugdiensten 

VK W/H gelten für alle Flugdienste, er- 

höht auf 100 000 SZR 
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Anhang II 


lATA-Zwischenvereinbarung zur Haftung gegenüber Fluggästen 


In Anerkennung des großen Nutzens des Systems 
des Warschauer Abkommens für den internationalen 
Luftverkehr und 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Haf- 
tungsgrenzen des Abkommens, die seit 1955 nicht 
mehr geändert worden sind, nunmehr in den meisten 
Ländern völlig unzureichend sind, und daß interna- 
tionale Fluggesellschaften schon früher gemeinsam 
gehandelt haben, um diese Grenzen zum Nutzen der 
Fluggäste anzuheben, 

vereinbaren die Unterzeichneten Luftfahrtuntemeh- 
men, 

1. auf eine Aufhebung der in Artikel 22 Abs. 1 des 
Warschauer Abkommens festgesetzten Haftungs- 
grenzen für Schadenersatzleistungen bei Schä- 
den, die im Sinne des Artikels 17 des Abkommens 
dadurch entstanden sind, daß ein Fluggast getö- 
tet, körperhch verletzt oder sonst gesundheitlich 
geschädigt wurde, hinzuwirken, so daß Schaden- 
ersatzzahlungen nach dem Recht des Wohnsitz- 
staates des Fluggastes festgesetzt und den Ge- 
schädigten zugesprochen werden können; 

2. alle nach den Bestimmungen des Abkommens 
verfügbaren Möglichkeiten des Haftungsaus- 
schlusses aufrechtzuerhalten; trotzdem steht es 
jedem Luftfahrtuntemehmen frei, auf diese Mög- 
lichkeiten den Umständen entsprechend ganz 
oder bis zu einem bestimmten Haftimgshöchstbe- 
trag zu verzichten; 

3. alle Regreßansprüche gegenüber Dritten in bezug 
auf von einem Luftfahrtuntemehmen ausgezahlte 
Beträge aufrechtzuerhalten; dies gilt auch für 
Schadensausgleichs- und Haftungsfreistellungs- 
ansprüche; 

4. andere in der internationalen Personenbeförde- 
rung tätige Luftfahrtuntemehmen zur Anwen- 
dung der Bestimmungen dieser Vereinbanmg zu 
ermutigen; 

5. die Bestimmungen dieser Vereinbamng entweder 
bis zum 1. November 1996 oder nach Erhalt der er- 
forderhchen Regierungsgenehmigungen umzu- 
setzen, je nachdem, welcher dieser beiden Ter- 
mine der spätere ist; 

6. daß diese Vereinbarung die dem Fluggast bzw. 
Anspmchsteller nach dem Abkommen gewährten 
Rechte in keiner Weise beeinträchtigt; 

7. daß diese Vereinbamng in einer beliebigen An- 
zahl von Ausfertigungen imterzeichnet werden 


darf, die alle zusammen die Vereinbamng bilden, 
imd daß jedes Luftfahrtuntemehmen dieser Ver- 
einbanmg beitreten kann, indem es eine Ausfer- 
tigung unterzeichnet imd beim Generaldirektor 
der International Air Transport Association (lATA) 
hinterlegt; 

8. daß jeder Unterzeichner aus dieser Vereinbarung 
zurücktreten kann, indem er zwölf (12) Monate 
zuvor beim Generaldirektor der LATA und bei den 
anderen der Vereinbcimng angehörenden Luft- 
fahrtuntemehmen seine schriftliche Kündigung 
einreicht. 


Erläuternder Vermerk der lATA 

Die Zwischenvereinbamng ist eine „Rahmenverein- 
bamng"; die genauen Rechte und Pflichten der Luft- 
fahrtuntemehmen, die die Vereinbanmg imterzeich- 
net haben, gegenüber den Fluggästen werden in die 
geltenden Befördemngsbedingungen und Tarifbe- 
stimmungen aufgenommen. 

Die Luftfahrtuntemehmen, die die Vereinbamng un- 
terzeichnet haben, verpflichten sich, die im War- 
schauer Abkommen (1929), im Haager Protokoll 
(1959) und in der Montrealer Zwischenvereinbarung 
von 1966 festgesetzten Haftungsgrenzen und/oder 
die Haftungsgrenzen, die sie zuvor vereinbart hatten 
oder die ihnen von ihrer jeweiligen Regierung vorge- 
schrieben worden waren, der Vereinbamng entspre- 
chend aufzuheben. 

Eine solche Aufhebung von seiten eines Luftfahrt- 
untemehmens kann so erfolgen, daß die Festsetzung 
und Gewährung von Schadenersatzleistungen ge- 
mäß der Zwischenvereinbarung nach dem Recht des 
Wohnsitzstaates des Fluggastes möglich ist. Dies ist 
jedoch nur eine Option. Sollte ein Luftfahrtuntemeh- 
men den Wunsch haben, die Haftungsgrenzen aufzu- 
heben, ohne gleichzeitig darauf zu bestehen, daß die 
Berechnung der Schadenersatzleistungen nach dem 
Recht des Wohnsitzstaates des Fluggastes erfolgt, 
oder ohne hierzu von seiten der Regierung verpflich- 
tet zu sein, so kann es sich auf das Recht des Staates 
berufen, in dem das mit der Sache befaßte Gericht 
seinen Sitz hat. 

Die Möghchkeiten eines Haftungsausschlusses nach 
dem System des Warschauer Abkommens stehen 
den Luftfahrtuntemehmen, die die Vereinbarung un- 
terzeichnet haben, auch weiterhin uneingeschränkt 
oder teilweise zur Verfügimg, es sei denn, daß ein 
Luftfahrtimtemehmen freiwillig oder auf Veranlas- 
sung einer Behörde auf diese Möghchkeiten verzich- 
tet. 
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Anhang III 

Schadenersatzleistungen in Europa bei Unfällen im Straßenverkehr 


Tabelle 1 

Opfer: Mann, 40, verheiratet, 2 unterhaltspflichtige Kinder, Arzt 


Schädi- 

gung 

VK 

Belgien 

bfr 

59,6 

Grie- 

chenland 

Dr 

25 

Nieder- 

lande 

hfl 

3,26 

Italien 

Lit 

2,124 

Frank- 

reich 

FF 

9,73 

Deutsch- 

land 

DM 

2,90 

Däne- 

mark 

dkr 

11,02 

Irland 

Ir£ 

1,08 

Luxem- 

burg 

Lfr 

59,55 

Spanien 

Pta 

178,45 

Portugal 

Esc 

254 

Sofortiger 

Tod 

311000 

325779 

195007 

224540 

464900 


331034 

81347 

461806 

351098 

168114 

229724 

Verbren- 

nungen 




18098 


109198 

132759 


93981 


16811 


(A) 


81978 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

37659 

126389 

83985 

28019 

24016 

(B) 



86316 

21166 



148276 


93981 


16811 


(C) 













doppel- 

seitige 

Lähmung 

526500 

449457 

310947 

498466 

bis 

567485 

474710 

705576 

637931 

bis 

672414 

110254 

bis 

237414 

607407 

453830 

280191 

288937 








586 207 






Völliges 

Erblinden 

572500 

531871 

363333 

466258 

(486258) 

674 795 

744 853 

bis 

603488 

(623448) 

225499 

613 889 

537871 

56038 

290465 


Source: Davies Arnold Cooper: „Personal injury awards in EC countries on an unlimited basis in respect of death or serious injury " 


Tabelle 2 

Opfer: Frau, 20, unverheiratet, Medizinstudentin 


Schädi- 

gung 

VK 

Belgien 

bfr 

59,6 


Nieder- 

lande 

hfl 

3,26 


Frank- 

reich 

FF 

9,73 


Däne- 

mark 

dkr 

11,02 


Luxem- 

burg 

Lfr 

59,55 

Spanien 

Pta 

178,45 

Portugal 

Esc 

254 

Sofortiger 

Tod 

1250 

6292 

i 

2147 

210122 

15416 

2069 

1089 

8102 

6795 

67246 

4528 

Verbren- 

nungen 



7579 

21779 

61205 

62025 

63793 


63426 


16811 


(A) 


47 723 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

26770 

95833 

46434 

33623 

5937 

(B) 




24847 

83729 

81398 

79310 


63426 


16811 


(C) 













doppel- 

seitige 

Lähmung 

452250 

370569 

234723 

498466 

bis 

567485 

(1074985) 

318710 

563759 

431034 

bis 

465517 

90290 

bis 

166515 

529630 

376246 

168114 

bis 

224 152 

360840 

Völliges 

Erblinden 

478250 

415323 

251404 

466258 

(486258) 

517514 

537196 

472 414 
bis 

489655 

(509655) 

157441 

421296 

423013 

67 246 

325465 


Source: Davies Arnold Cooper: „Personal injury awards in EC countries on an unlimited basis in respect of death or serious injury" 


Die Zahlen enthalten weder vor noch nach der Urteilsverkündung anfallende Zinsen. Für die Niederlande imd Deutschland 
sind zum TeU im selben Feld zwei Zahlen angeführt. Die Zahlen in Klammem beinhalten auch Schätzungen für nicht vom 
Staat abgedeckte Krankheitskosten. Alle Zahlen wurden in UK£ umgerechnet und auf ein UK£ gemndet (Wechselkurs vom 
21. Juni 1990). 
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Anlage 2 


Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die Haftung von Luftfahrtunternehmen 
bei Unfällen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 84 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission^), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c des Ver- 
trages, in Zusammenarbeit nüt dem Europäischen 
Parlament^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägimg nachstehender Gründe: 

Die Frage der Haftung bei Unfällen ist durch das am 
12. Oktober 1929 in Warschau Unterzeichnete Ab- 
kommen zur Vereinheithchung von Regeln über die 
Befördenmg im internationalen Luftverkehr bzw. das 
Abkommen in der Fassung von Den Haag vom 
28. September 1955 - je nachdem, welches Anwen- 
dung findet - geregelt. Das Warschauer Abkommen 
gilt weltweit zum Nutzen sowohl der Fluggäste als 
auch der Luftfahrtuntemehmen imd ist aufrechtzuer- 
halten. 

Die Bestimmungen über Art und Begrenzung der 
Haftimg für Schäden, die dadurch entstehen, daß ein 
Fluggast getötet, körperlich verletzt oder sonst ge- 
sundheithch geschädigt wird, sind Teil der Beförde- 
rungsbedingungen in einem Beförderungsvertrag 
zwischen Luftfahrtuntemehmen und Fluggast. 

Mit den Verordmmgen (EWG) Nr. 2407/92^), (EWG) 
Nr. 2408/92^), geändert durch die Akte über den Bei- 
tritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, und 
(EWG) Nr. 2409/92 des Rates®) wurde ein Luftver- 
kehrsbinnenmarkt geschaffen, in dem die Bestim- 
mimgen über Art und Begrenzung der Haftung har- 
monisiert sein sollten. 

Die dmrch das Warschauer Abkommen festgesetzten 
Haftungsgrenzen sind in Anbetracht des heutigen 
wirtschaftlichen und sozialen Niveaus zu niedrig. Da- 
her haben verschiedene Mitgliedstaaten die Haf- 
tungsgrenzen erhöht, was wiederum zu unters chied- 
hchen Befördenmgsbedingimgen innerhalb der Ge- 
meinschaft geführt hat. 

Das Warschauer Abkommen güt nur für den inter- 
nationalen Luftverkehr. Im Luftverkehrsbinnenmarkt 
wird nicht mehr zwischen nationalen und intema- 


ABI Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 1 . 
ABI. Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 8. 
ABI. Nr. L 240 vom 24. August 1992, S. 15. 


tionalen Flügen unterschieden. Aus diesem Gmnd 
erscheint es angemessen, daß im nationalen und 
internationalen Luftverkehr dieselben Bestimmun- 
gen über Art und Begrenzung der Haftung gelten. 

Die gegenwärtigen geringen Haftungsgrenzen füh- 
ren oft zu langwierigen Rechtsstreitigkeiten, die das 
Image des Luftverkehrs beschädigen. 

Gemeinschaftsmaßnahmen im Bereich des Luftver- 
kehrs sollten auch darauf abzielen, im Interesse der 
Luftverkehrsnutzer ein hohes Schutzniveau zu errei- 
chen. 

Um die Beförderungsbedingungen im Hinblick auf 
die Haftung von Luftfahrtuntemehmen zu harmo- 
nisieren und darüber hinaus ein hohes Schutzniveau 
für die Luftverkehrsnutzer zu gewährleisten, sind 
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene am besten geeignet. 

Es erscheint angemessen, im Fall von Tod, körper- 
licher Verletzung oder sonstigen gesundheitlichen 
Schäden eines Fluggastes jegliche Haftungsgrenzen 
aufzuheben. 

Um zu verhindern, daß Opfer nicht vermeidbarer 
Unfälle ohne Versicherungsschutz bleiben, sollten 
Luftfahrtuntemehmen bei Schadenersatzfordemn- 
gen im Rahmen von Artikel 17 des Warschauer Ab- 
kommens aufgmnd von Tod, körperhcher Verletzung 
oder sonstigen gesundheitiichen Schäden eines 
Fluggastes bei Beträgen unter 100 000 ECU nicht 
Artikel 20 Absatz 1 des Warschauer Abkommens gel- 
tend machen. 

Die Fluggäste oder ihre nächsten Angehörigen soll- 
ten zur Deckung ihrer dringendsten Bedürfnisse 
baldmöglichst einen Pauschalbetrag erhalten. 

Schadenersatzberechtigte sollten bei Unfällen von 
einer eindeutigen Rechtslage profitieren; sie sind im 
voraus lunfassend über die geltenden Bestimmungen 
zu informieren. Langwierige Rechtsstreitigkeiten 
oder Schadenersatzverfahren sind zu vermeiden. 
Darüber hinaus erscheint es angemessen, jedem 
Schadenersatzberechtigten die Möghchkeit einzu- 
räumen, ein Gericht des Mitghedstaates anzurufen, 
in dem der Fluggast seinen Wohnsitz oder seinen 
ständigen Aufenthaltsort hat. 

Um Wettbewerbsverzermngen zu vermeiden, ist es 
wünschenswert, daß Luftfahrtuntemehmen aus Dritt- 
ländern ihre Fluggäste in angemessener Form über 
ihre Befördenmgsbedingimgen informieren. 

Die Verbesserung der Situation im Hinblick auf Ge- 
päck und Fracht wird gegenwärtig auf der Ebene der 
ICAO behandelt und erfordert nicht dieselbe Dring- 
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lichkeit wie die Verbesserung der Situation der Flug- 
gäste. 

Es erscheint angemessen und erforderlich, die in die- 
ser Verordnung festgelegten Werte entsprechend der 
wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen. Es er- 
scheint ferner angemessen, die Kommission zu er- 
mächtigen, nach Anhörung eines Beratenden Aus- 
schusses über derartige Anpassimgen zu entschei- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Haftung von Luftfahrt- 
untemehmen der Gemeinschaft bei Unfällen mit Per- 
sonenschäden. 


Artikel 2 

1 . Im Sinne dieser Verordnung bedeutet 

a) „Lxiftfahrtuntemehmen" ein Lufttransportun- 
temehmen, das im Besitz einer gültigen Be- 
triebsgenehmigung istf 

b) „Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft" ein 
Lufttransportuntemehmen im Sinne der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates? 

c) „Schadenersatzberechtigte" die Opfer und/ 
oder die Personen, die nach den geltenden Ge- 
setzen berechtigt sind, die Opfer aufgrund 
einer rechtlichen Bestimmung, einer gericht- 
lichen Entscheidung oder eines besonderen 
Vertrags zu vertreten? 

d) „Pauschalbetrag" eine Vorauszahlung an den 
Fluggast oder die schadenersatzberechtigte 
Person zur Deckung ihrer dringendsten Be- 
dürfnisse, unbeschadet einer möglichst schnel- 
len Leistung des vollen Schadenersatzes; 

e) „ECU" die bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans der Europäischen Gemeinschaften ge- 
mäß Artikel 207 und 209 EG-Vertrag bestimmte 
Rechnungseinheit. 

f) „Warschauer Abkommen“ das Abkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die Beför- 
derung im internationalen Lxiftverkehr, das am 
12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichnet 
wurde, sowie alle anderen internationalen Ver- 
einbarungen, die auf diesem Abkommen auf- 
bauen oder mit ihm im Zusammenhang stehen. 

2. In dieser Verordnung verwendete Begriffe, die 
nicht in Absatz 1 definiert sind, entsprechen den 
im Warschauer Abkommen benutzten Begriffen. 

Artikels 

1. Die Haftung eines Luftfahrtuntemehmens der Ge- 
meinschaft, das einen Schaden zu ersetzen hat, 
der dadurch entstanden ist, daß ein Fluggast getö- 
tet, körperlich verletzt oder sonst gesundheitlich 
geschädigt wurde, wird nicht durch gesetzlich 
oder vertraglich festgelegte Höchstbeträge be- 
grenzt. 


2. Bei Schadenersatzleistungen von bis zu 100 000 
ECU kann das Luftfahrtuntemehmen der Ge- 
meinschaft auch dann keine Haftungsfreistellung 
oder Haftungsbegrenzung geltend machen, wenn 
es beweist, daß es oder seine Leute alle erforderli- 
chen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens 
getroffen haben oder daß sie diese Maßnahmen 
nicht treffen konnten. 


ArtikeU 

1. Das Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft 
zahlt dem Schadenersatzberechtigten unverzüg- 
lich, keinesfalls jedoch später als zehn Tage nach 
dem Ereignis, bei dem der Schaden entstanden 
ist, einen Pauschalbetrag von bis zu 50 000 ECU, 
je nach der Schwere der Verletzung, sowie von 
50 000 ECU im Todesfall. 

2. Der Pauschalbetrag kann mit eventuell später fäl- 
ligen Schadenersatzleistungen des Luftfahrtimter- 
nehmens der Gemeinschaft verrechnet werden, 
ist aber unter keinen Umständen zurückzuzahlen. 


Artikels 

1. Die Bestimmungen der Artikel 3 und 4 werden in 
die Befördemngsbedingungen des Luftfahrtunter- 
nehmens der Gemeinschaft aufgenommen. 

2. Angemessene Auskünfte über die Bestimmungen 
der Artikel 3 und 4 werden den Fluggästen in den 
Vertretungen des Luftfahrtuntemehmens der Ge- 
meinschaft sowie in Reisebüros und an den Abfer- 
tigungsschaltern auf Anfrage erteilt? auf dem Be- 
förderungsschein werden diese Bestimmungen in 
zusammengefaßter Form wiedergegeben. 

3. Luftfahrtuntemehmen; die ihren Sitz außerhalb 
der Gemeinschaft haben und nicht den Bestim- 
mungen der Artikel 3 und 4 unterliegen, informie- 
ren die Fluggäste beim Kauf des Beförderungs- 
scheins in den Vertretungen des Luftfahrtunter- 
nehmens, in Reisebüros oder an den Abferti- 
gungsschaltern ausdrücklich und eindeutig dar- 
über. Auf Anfrage erhalten die Fluggäste von den 
Luftfahrtuntemehmen ein Formblatt mit deren Be- 
fördemngsbedingungen. Die Angabe der Haf- 
tungsgrenze auf dem Beförderungsschein ist als 
Information nicht ausreichend. 


Artikel 6 

Einmal jährlich notifizieren die Behörden der Mit- 
gliedstaaten das Verzeichnis derjenigen Luftfahrtun- 
temehmen aus Drittländern, die nicht den Bestim- 
mungen dieser Verordnung unterliegen, den betrof- 
fenen Organisationen der Luftverkehrsnutzer und 
der Kommission, die diese Verzeichnisse den ande- 
ren Mitgliedstaaten zur Verfügung stellt. 

Artikel? 

Nach Luftverkehrsunfällen, in die Luftfahrtunter- 
nehmen der Gemeinschaft verwickelt sind, können 
die Schadenersatzberechtigten neben den Möglich- 
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keiten, die sich ihnen gemäß Artikel 28 des War- 
schauer Abkommens bieten, Klage auf Schadener- 
satz vor einem Gericht des MitgUedstaates erheben, 
in dem der betroffene Fluggast seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthaltsort hat. 

Artikel 8 

Die Kommission kann nach dem Verfahren des 
Artikels 9 Absatz 1 durch Verordnung die in den 
Artikeln 3 imd 4 genannten Beträge anheben, sofern 
die wirtschciftliche Entwicklxmg eine solche Maßnah- 
me erforderhch macht. 

Artikel 9 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuß mit 
beratender Funktion unterstützt, der sich aus 
den Vertretern der Mitghedstaaten zuscunmen- 
setzt und ül dem der Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme 
zu diesem Entwurf innerhcdb einer Frist ab, die 


der Vorsitzende unter Berücksichtigimg der 
Diinghchkeit der betreffenden Frage - erforder- 
lichenfalls durch eine Abstinmumg - festsetzen 
kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufge- 
nommen; darüber hinaus hat jeder MitgUedstaat 
das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im 
Protokoll festgehalten wird. 

Die Kommission berücksichtigt soweit wie mög- 
üch die Stellungnahme des Ausschusses. Sie 
imterrichtet den Ausschuß darüber, inwieweit sie 
seine Stellungnahme berücksichtigt hat. 

2. Außerdem kann der Ausschuß von der Kommis- 
sion zu jeder anderen Frage gehört werden, die 
die Anwendimg dieser Verordnimg betrifft. 

Artikel 10 

Diese Verordnrmg tritt sechs Monate nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
imd güt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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